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(Nr. 11151.) Geſetz, betreffend die Feuerbeſtattung. Vom 14. September 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Die Feuerbeſtattung darf nur in landespolizeilich genehmigten Anlagen 
erfolgen. 

§ 2. 

Die Genehmigung darf nur Gemeinden und Gemeindeverbänden oder 
ſolchen anderen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, denen die Sorge für die 
Beſchaffung der öffentlichen Begräbnisplätze obliegt, erteilt werden, ſofern die 
nach den beſtehenden Staats- oder Kirchengeſetzen erforderliche Zuſtimmung der 
für die Körperſchaft zuſtändigen Aufſichtsbehörde vorliegt. 


Die Genehmigung iſt zu verfagen: 
1. wenn nicht dafür geſorgt iſt, daß neben der Feuerbeſtattung auch die 
Beerdigung Verſtorbener dauernd in bisheriger Weiſe ſtattfinden kann ; 
2. wenn die Einrichtungen den technifchen Anforderungen nicht entſprechen, 
3. wenn die äußere oder innere Ausgeſtaltung der dem Zwecke ent 
ſprechenden Würde ermangelt 
4. wenn ſich bei der Anlage geeignete Räume und Einrichtungen zur 
Anterbringung von Leichen, zur Vornahme von Leichenöffnungen, zur 
Abhaltung von Trauerfeierlichkeiten und zur Beiſetzung der Aſchenreſte 
(Urnenhalle, Urnengrabſtellen) nicht befinden oder wenn das Grund— 
ſtück einer angemeſſenen Einfriedigung entbehrt; 
5. wenn Bedenken in polizeilicher, insbeſondere bau-, feuer- oder geſund⸗ 
heitspolizeilicher Hinſicht entgegenſtehen; 
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6. wenn Tatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß durch 
die örtliche Lage oder Beſchaffenheit der Anlage für das Publikum 
oder für die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke er⸗ 
hebliche Nachteile oder Beläſtigungen entſtehen; 

7. wenn nicht von den im § 2 genannten Körperſchaften der Antrag von 
mindeſtens Zweidrittelmehrheit beſchloſſen worden iſt. 

Die Genehmigung iſt zurückzuziehen, wenn einer der im Abf. 1 Nr. 1 bis 4 

aufgeführten Verſagungsgründe nachträglich eintritt. 


§ 4. 

Die Benutzung der Anlage darf nur nach Maßgabe einer von der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde der Körperſchaft genehmigten Gebrauchsordnung erfolgen. 
Die Gebrauchsordnung muß den Gebührentarif für die Benutzung der Ein⸗ 
richtungen enthalten; ſofern jedoch hinſichtlich der Feſtſetzung der Gebühren für 
die Benutzung der von der Körperſchaft im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen 
Veranſtaltungen beſondere geſetzliche Vorſchriften beſtehen, bleiben dieſe unberührt. 
Die Gebühren find jo zu bemeſſen, daß fie die Koſten der Einrichtung ein- 
ſchließlich Verzinſung und Tilgung, der Erhaltung und Verwaltung der An— 
lage decken. 

§ 55 

Der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde bedarf es, wenn das 
Grundſtück, auf welchem die Anlage errichtet iſt, ganz oder teilweiſe zu einem 
anderen Zwecke verwendet werden ſoll. 


§ 6. 

Die Aſchenreſte von verbrannten Leichen müſſen in einem für jede Leiche 
beſonderen, behördlich verſchloſſenen Behältnis entweder in der Urnenhalle (Urnen⸗ 
grab) ($ 3 Nr. 4) oder in einer anderen behördlich genehmigten Beftattungsan- 
lage beigeſetzt werden. 


§ 7. 

Zur Vornahme der Feuerbeſtattung iſt in jedem Falle mindeſtens 24 Stun⸗ 
den vorher die Genehmigung der Ortspolizeibehörde des Verbrennungsorts ein- 
zuholen. 

Antragsberechtigt iſt jeder Beſtattungspflichtige. 

Die Genehmigung iſt ſchriftlich zu erteilen; fie muß verſagt werden, wenn 
nicht beigebracht ſind: 

1. die amtliche Sterbeurkunde; 

2. die amtsärztliche Beſcheinigung über die Todesurſache ($ 8); 

3. der Nachweis, daß der Verſtorbene die Feuerbeſtattung ſeiner Leiche 

angeordnet hat ($ 9); 
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4. die Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeorts oder des letzten 
Wohnorts des Verſtorbenen, daß keine Bedenken gegen die Feuer⸗ 
beſtattung beſtehen, daß insbeſondere ein Verdacht, der Tod ſei durch 
eine ſtrafbare Handlung herbeigeführt worden, nicht vorliegt. 


§ 8. 

Die amtsärztliche Beſcheinigung über die Todesurſache ($ 7 Abſ. 3 Nr. 2) 
iſt auf Grund der Leichenſchau auszuſtellen und muß die Erklärung enthalten, 
daß ein Verdacht, der Tod ſei durch eine ſtrafbare Handlung herbeigeführt 
worden, ſich nicht ergeben hat. 

War der Verſtorbene in der dem Tode unmittelbar voraufgegangenen 
Krankheit ärztlich behandelt worden, ſo iſt der behandelnde Arzt zu der Leichen⸗ 
ſchau zuzuziehen und ſein Gutachten über die Todesurſache in die Beſcheinigung 
(Abſ. J) aufzunehmen. 

War der zuſtändige beamtete Arzt zugleich der behandelnde Arzt, fo iſt die 
Beſcheinigung von einem anderen beamteten Arzte auszuſtellen. 

Vor der Erteilung der Beſcheinigung iſt die Leichenöffnung vorzunehmen, 
wenn einer der beteiligten Arzte fie zur Feſtſtellung der Todesurſache für erforder- 
lich hält. 

§ 9. 

Der Nachweis, daß der Verſtorbene die Feuerbeſtattung angeordnet hat 
($ 7 Abſ. 3 Nr. 3), kann erbracht werden: 

1. durch eine letztwillige Verfügung des Verſtorbenen; 

2. durch eine mündliche Erklärung des Verſtorbenen, die von einer zur 
Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten Perſon als in ihrer 
Gegenwart abgegeben beurkundet iſt. 

Die Anordnung iſt nur wirkſam, wenn der Verſtorbene ſie nach vollendetem 

16. Lebensjahre getroffen hatte, ſie kann nicht durch einen Vertreter getroffen 
werden, ſtand jedoch der Verſtorbene unter elterlicher Gewalt und hatte er nicht 
das 16. Lebensjahr vollendet, ſo tritt der Antrag des Inhabers der elterlichen 
Gewalt an die Stelle der Anordnung. 


$ 10. 

Über Beſchwerden gegen Verfügungen der Polizeibehörden auf Grund des 
$ 7 hat die vorgeſetzte Dienſtbehörde binnen einer Friſt von 24 Stunden endgültig 
zu entſcheiden. f 

§ 11. 

Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird beſtraft, wer ohne 
Beachtung der Vorſchriften der §§ 7 bis 9 die Verbrennung einer Leiche vor— 
nimmt oder wer der Vorſchrift des § 6 zuwiderhandelt, f 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 14. September 1911. 


(I. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Ar. 11152.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Hachenburg. Vom 11. Sep⸗ 
tember 1911. ö i 


Aa Grund der Artikel 15, 40 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 
1899 Geſetzſamml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 8 
für die ausſchließlich im Bezirke des Amtsgerichts Hachenburg belegenen, 
am 1. Januar 1900 vorhandenen Bergwerke und für die zugleich in 
anderen Amtsgerichtsbezirken belegenen Bergwerke Mariechen, Mariechen !, 
Mariechen II, Glückauf I, Eiſenkaute Conſolidation, Philippszeche Con— 
ſolidation, Roßbach Conſolidation, Freiſchütz II, Lulu I, Lulu III, 
Mörlen I, Mörlen II, Fortuna V, Fortuna II, Winterfeld, Paulsrod 
Conſolidation, Ludwig II, Spaeth, Lydia, Phoebus, Kühberg 1, 
Wartburg, Eiskeller Conſolidation, Friedrich III, Ida III, Auguſte IX, 
Henriettenthal I, Henriettenthal II, Paul, Roſe Conſolidation, Ida, 
Emilie, Friedrichshoffnung, Silberſchnur J, Silberſchnur II, Silber⸗ 
ſchnur III, Silberſchnur IV, Silberſchnur V, Silberſchnur VI, Peters— 
zeche I, Redlichkeit III, Neuhoffnungszeche, Füllhorn Conſolidation, 
Landesſegen, Kühberg, Johannes-Hoffnungsſtern, Amely 
am 15. Oktober 1911 beginnen ſoll. 


Berlin, den 11. September 1911. 
Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 
Küntzel. 
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